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Deutsche Nationalversammlung.
Berlin , 24. April. Was siir ein MenicheuincUerialheut¬

zutage auf der Bundesratestrade sitzt, müssen wir schaudernd
alle Tage mit ansehen. Nun aber kommt der Befund auch
in das stenographische Protokoll. Prof . Kahl  kommt näm¬
lich vor Eintritt in die Tagesordnung auf seinen Zusammen¬
stoß mit dem Reichsjustizminister Blunck  vor 10 Tagen
noch einmal zu sprechen, da inzwischen festgestellt worden ist,
welches Zitat  dereinst der erste Engländer auf dem Throne
von Hannover gebraucht und Bluuck dem Prof . Kahl iürzlich
entgegengeschleudert hat, nämlich „Professoren , Huren
und Tänzerinnen kann man überall für Geld
haben ". Sogar den Demokraten verschlägt diese Feststel¬
lung ans eine Weile den Atem und das Zentrum ist geradezu
erstarrt. So etivas hatte man von der demokratischen Leuchte
Blunck, zumal dieser Mann jetzt doch die Bundesratestrade
„ziert", nicht erwartet. Hätte er am 15. April das Zitat '
gekannt, so hätte er den Herrn Minister zur Ordnung ge¬
rufen. sagt sogar der Mehrheitsprästdent Fehrenbach. Aber
Blunck. den Kahl um Z u r ü ckn a h m e u n d E n t schu l d i-
gung  ersucht, hält es mit der Würde eines preußischen
Reichsjustizministersvereinbar, diese Anstandspflicht— nicht
zu erfüllen  und schimpft unentwegt weiter über die
„niedrigen Verdächtigungen" des Abg. Kahl, dem gegenüber
diesen Aeußerungen des demokratisch-republikanischen Gentle¬
man nur übrig bleibt, nicht nur die Professoren¬
schaft , sondern ganz Deutschland zum Richter
in dem . Anstandskonflikt aufzurufen.  Die
Mehrheit aber hat inzwischen ihren Mut wiedergefunden, sie
— lacht!

Ans der Tagesordnung stehen verschiedene Vorlagen , die
von dem Hauses das schließlich nur noch etwa 70 Anwesende
zählt, eiligst hintereinander angenommen werden, darunter
als wichtigste die sog. „Verreichlichung " der Eisen¬
bahnen und die Erhöhung der Postgebühren.
Den Uebergang sämtlicher Eisenbahner! an das Reich preist
der Zentrumsminister Bell als Großtat des Einheitsgedan¬
kens. In Wahrheit haben die Bundesstaaten aber, wenig
stens zurzeit, nur eine Last abgewälzt. Zu einer drückenden,
ja »ermalmenden Last sind in der glorreichen Republik die
Bahnen geworden, die jetzt mit einem schauerlichen Defizit
arbeiten, während sie früher das Hauptaktikum der
Länder  waren . Sie stehen mit einem fiktiven Wert von
48 Milliarden zu Buch, aber das Reich, das das Geld — in
Papier nämlich — auszahlt , hat davon keine Einnahmen,
sondern muß das Defizit allen Reichsangehörigen aufhalsen.
Ob als Staatsangehörige oder als Reichsangehörige — ge¬
schröpft werden wir auf jeden Fall.

Dasselbe tut die P o st, die stets früher durch Verbilli¬
gungen den Verkehr beben wollte, jetzt aber so verteuert, daß
sie auf eine Verringerung des Verkehrs um 30 Proz rechnet..
Auch die Z w a n g s a n l e i h e von l 000 die jeder
Telephonbesitzer  entrichten soll, wird v̂on der Natio¬
nalversammlung genehmigt.  Sie soll doch den Willen
des Volkes ausführen , aber anscheinend ist sie ständig „falschverbunden".

Freitagssttzung.
Vizepräsident Dr . Dietrich  eröffnet die Sitzung um

3.20 Uhr : Anfragen.
Aus Anfrage Dr . Düringer (DR .) wegen Zollfrei-

heit  von aus dem Elsaß eingesührten Baumwollwaren wird
regierungsseitig geantwortet, daß die betreffenden Waren nach
Beseitigung einiger Unstimmigkeiten mit der französischen
Regierung nunmehr wieder zollfrei sind.

Nus Anfrage Hoch (Soz.) wegen Regelung der Holz-
versorgnng wird regierungsseitig geantwortet, daß die Regie¬
rung das Holzgeschäst überwache und mit den Zentralbehör¬
den der Länder Vereinbarungen treffe. Auf einen Ausgleich
zwischen den Ländern betreffs des Brennholzes werde beson¬
ders geachtet werden.

Es folgt die 3. Beratung des Gesetzentwurfes über die
Befriedung der Gebäude des Reichstags und der Landtage.

Ueber das Gesetz wird, weil es eine Verfassungsände¬
rung bedeutet, namentlich abgestimmt.

Es wird mit 290 gegen 15 Stimmen angenommen.
Es folgt die 3. Beratung des Gesetzentwurfes des Rsichs-

wahlgesetzes.
8 2 des Gesetzes wird mit geringer Majorität angenom¬

men. (Die Ausübung des Wahlrechtes ruht für die Soldaten ).
In der Gesamtabstimmung wird das Gesetz mit 301

Stimmen angenommen.
Es folgt die 1. Beratung eines Gesetzes betreffend Ver

einigung Koburgs mit Bayern  in Verbindung mit
okm Gesetzentwurf betreffend das Land Thüringen.

Die beiden Gesetzentwürfe werden in 2. und 3. Beratung"
erledigt und in der Gesamtabstimmung angenommen. (Beifall.)

Präsident Fehrenbach  spricht im Namen der Natio-
""^ Ersammlung Thüringen , dem Herzen Deutschlands, das
s/*" in Weimar ans Herz gewachsen ist, die herzlich-

Wünsche für eine gedeihliche Entwickelung uns . Möge
Beffall)^"^ Bayern blühen und gedeihen. (Stürmischer

Tcr Gesetzentwurf für die Gewährung von Straffreiheit

und Strafmilderung in Disziplinarsachen wird in 2. und 3.
Lesung angenommen.

Bartschat (Dem .) begründet einen Antrag betreffend
Aufhebung der Verhandlungen -über die Heraufsetzung des
Grundlohnes und Ausdehnung der Verstcherungspflicht in
der Krankenversicherung. Die Regierung möge alsbald den
Entwurf einer neuen Verordnung votlegen.

Molke nbuhr (Soz .) widerspricht dem Antrag.
Behrens (DR .) : Die Verordnung, die der Antrag

aufheben will, bringt eine ganz falsche Tendenz in die Ver¬
sicherung. Die Verordnung führt zum Rnin ^ der Kassen.
Der 6. Ausschuß besteht aus Wirtschaftspolitikern, nicht aus
Sozialpolitikern. Solche Verordnungen sollten im 7. Aus¬
schuß beraten werden.

Becker -Arnsberg (Z.) : Die Verordnung ist ein Schritt
zur allgemeinen Volksverstcherung.

Dr . Most (D.V.P .) stimmt dem zu. Die Verordnung
würde zur Sozialisierung  des Aerzteftandes führen.

' Brühl (Unabh .) spricht gegen den Antrag. Die Kran¬
kenkassen brauchen Geld. Sie sind am Ende ihrer Leistungs¬
fähigkeit. Die bessersituirten Arbeiter müssen für die schlechter-
simierten eintreten.

Der Antrag wird angenommen.
Nächste Sitzung morgen Nachmittag 1 Uhr : Verreichlich¬

ung der Eisenbahnen , Postgebühren u. a.
Schluß gegen öV« Uhr.

Samstagssitzung.
Berlin , 24. April. Präsident Fehrenbach  eröffnet

die Sitzung um 1.20 Uhr.
Vor Eintritt in die Tagesordnung erklärt Dr . Kahl

(D.V) : Der Reichsjustizminister  hat in Bezug auf
mich neulich das Wort des hannoverschen Königs Ernst Au¬
gust auf die Professoren angezogen. Dieses lautet : Pro¬
fessoren, Huren und Tänzerinnen kann man überall um
Geld haben. (Pfui !) Diese frivole schwere Beleidigung
lasse ich mir nicht gefallen, auch nicht für meine Fraktion
und für den Stand der deutschen Professoren. Ich fordere
Zurücknahme und Ausdruck des Bedauerns . Durch Vermit¬
telung des Herrn Präsidenten ist mir der Entwurf einer'
Erklärung des Ministers zugegangen, die aber unzureichend
ist. Erfolgt keine genügende Erklärung , so muß ich mir
weitere Schritte Vorbehalten.

ReichssustizministerBlunck  legt dagegen nachdrücklich
Verwahrung ein. Kahl habe seinerseits vom Winkeladvokaten
in herabwürdigender Weise gesprochen. Um ihm vor Augen
zu führen, wie verwerflich es sei, allgemeine Werturteile bei
einem Stand zu fällen, habe der Minister den Ausdruck des
hannoverschen Königs angezogen, ohne sich diesen Ausdruck
eines verrotteten und moralisch verkommenen Monarchen zu
eigen zu machen. Ihm das zu unterstellen, sei eine niedrige
Verdächtigung. (Lärm links.)

Präsident Fehrenbach  weist diesen Ausdruck zurück.
Dr . Kahl (D .V.P .) : „Im Auslegen seid nur recht

munter , legt ihr's nicht aus , so legt was unter ." (Beifall
rechts, Lärm links.) Ich rufe Deutschland zum Urteil da-
rüber auf» ob ein Mann , der so leichtsinnig mit der Ehre
anderer umgeht, an der Spitze des Reichsjustizministeriums
stehen kann.

Präsident Fehrenbach  weist diesen Ausdruck zurück.
Wenn ihm der Wortlaut des Ausspruches jenes Königs ge¬
genwärtig gewesen war, hätte er ihn zurückgewiesen.

Der Ausschuß für die Geschäftsordnung beantragt , die
Genehmigung zur Strafverfolgung des Abg. Becker Oppeln
(Soz .) in einem Privatklageverfahren nicht zu erteilen. Der
Antrag wird angenommen.

Der gleiche Ausschuß stellt den gleichen Antrag betreffend
die Abg. Geyer  Leipzig (US .) und Dr . Geyer - Sachsen
(U.S .) auf Grund einer Strafanzeige des Rates der Stadt
Leipzig, weil politische Motive Vorgelegen hätten, nicht aber
eine ehrlose Handlugsweise. Der Antrag wird Angenommen.

Der gleiche Ausschuß stellt den Antrag betr. den Abg.
Braß (US ) in der Landesverratsangelegenheit . Dagegen
liegt ein Antrag vor, die Genehmigung zur Strafverfolgung
zu erteilen und ein weiterer, die Sache an den Ausschuß zu¬
rückzuverweisen, da die Sache nicht genügend geklärt sei. —
Nach längerer Geschäftsordnungsdebatte wird der Antrag auf
Zurückverweisung angenommen.

Der Gesetzentwurf betr. das deutsch-französische Ab¬
kommen über die Zahlung der elsäß-lothringischen Pen¬
sionen wird in allen 3 Lesungen angenommen.

Es folgt die 2. Beratung des Gesetzentwurfesbetreffend
den Uebergang der Eisenbahnen auf das Reich.

Abg. Dr . Becker - Hessen (DVP ) berichtet über die
Ausschußverhandlungen. Hoffentlich nützten die Länder die
gewonnenen Vorteile nicht allzu rücksichtslos aus . Nur in
dieser Hoffnung könne der Ausschuß die Annahme des Ge¬
setzes empfehlen.

Reichsverkehrsminister Dr . Bell:  Die Verantwortung
für die Vorlage mit Einschluß ihrer gesamten finanziellen
Wirkungen übernimmt die Regierung vollkommen. Der
Uebernahmepreis  war durchaus angemessen. Die
Reichsregierung konnte es nicht verantworten , den Antrag
scheitern zu lassen. Das Personal verlangte die Uebernahme
ans das Reich wegen der Besoldungsreform. Eine einheit¬

liche Leitung ist auch erforderlich im Hinblick auf die örtlichen
Streiks und Unruhe».

Abg. Gandorfer (Bayr . V.P .) erklärt, daß seine Par¬
tei gegen  das Gesetz stimmen werde.

Der Gesetzentwurfwird angenommen.
Der Gesetzentwurfüber die Aufhebung der Gebühren-

freiheit im Post - und Telegraphenverkehr wird in 2. und
3. Lesung angenommen.

Der Gesetzentwurf über die Aufhebung des bayerische«
und württembergischen Postregal wird in 2 und 3. Lesung
angenommen.

Es folgt die 2. Beratung der Gesetzentwürfe betreffend
Telegraphen- und Fernsprechgebühren, betreffend Postge¬
bühren und betr. das Postwesen des Deutschen Reiches.

Abg. Fischer - Berlin (S ) bemängelt eine Reihe von
Verteuerungen , durch die besonders das Zeitungsgewerbe aus
das Schwerste belastet würde.

Abg. Trimborn (Z ) beantragt , die Zeitungsgebühren
erst vom 1. Oktober ab in Kraft treten zu lassen.

Reichsminister Giesberts : Diese Vorlagen sind eine
Warnungstafel . Wir haben volles Verständnis für die schwie¬
rige Lage der Presse. Aber ich versuche jetzt nur , das Defi¬
zit herauszuholen . Mit dem Antrag Trimborn kann ich ein¬
verstanden sein. Eine Reform des Scheckwesens erstrebe ich
schon lange.

Abg. Nuschle (Dem ): Wir sehen in den neuen Ge¬
bühren eine tätastrophale Belastung des Verkehrs. Die Ge¬
bühren dürfen nur provisorisch sein. Die Postverwaltung
muß zusehen, daß sie neue Ersparnisse macht. Die Telephon¬
anleihe wird von uns abgelehnt.

Abg. Bruhn (D .N.) : Das Zeitungsgewerbe , besonders
die kleineren Verlage werden mit dem Ruin bedroht. Der
Aufschub bis zum 1. Oktober ist dringend notwendig.

Abg. Most (D.V.P .) : Wir können uns nur schwer ent¬
schließen, den erhöhten Gebühren zuzustimmen.

Der Regixrungsvertreter bittet um Ablehnung der vor¬
liegenden Anträge.

Ein Vertreter des Reichsfinanzministeriums verteidigt
insbesondere die Zwangsanleihe . Bei dem schlechten Stand
des Postetats sei eine freie Anleihe unmöglich.

Abg. Zubeil (U .S .P .) : Die Vorlage ist unannehmbar.
Abg. Irl (Bayer . Volkspartei) wendet sich gegen die

Telephongebührenerhöhung im Interesse der kleinen Gewerbe¬
treibenden.

Der Antrag auf Streichung der sogenannten Zwangs¬
anleihe wird abgelehnt mn einer geringen Mehrheit bei
schwach besetztem Hause, ebenso in der sogleich vorgeomme-
nen dritten Lesung.

Angenommen wird ein Antrag Arnstadt (D .N.), der den
periodisch erscheinenden Zeitungen eine Vergünstigung bringt,
ebenso der Antrag Trimborn , der die Zeitungsgebührener
Höhung bis zum 1. Oktober hinansschiebt.

Die Postgesetze werden in zweiter und dritter Lesung
angenommen.

Zu einem Gesetzentwurf über eine Abgabe zum Wahl¬
kostenausgleich bittet Reichsarbeitsminister Schlicke um Ueber-
weisuttg an einen Ausschuß.

Ein Bericht des Ausschusses für Volkswirtschaft betreffend
Annahme von Kriegsanleihe an Zahlungsstatt wird erledigt.

Reichsftnanzmimster Wirth  erklärt im Laufe der ent¬
standenen Debatte, über diese Frage im Ministerium in den
nächsten Tagen in Besprechungen mit Abgeordneten und
Interessentenkreisen eintreten zu wollen.

Nächste Sitzung Montag l Uhr nachmittags : Notetat
in Verbindung mit Anträgen.

Schluß 8 Uhr nachmittags.

Vor einer polnische« Invasion?
Berlin , 24. April. Nach Mitteilung der deutschen Ar¬

beitsgemeinschaft in Meseritz nehmen die Polen in den letz¬
ten Wochen sine bedrohliche Haltung ein. Die Grenzsperre
ist vorläufig bis zum lö . Mai verlängert worden. Die Re-
krntendepots nahe der Grenze sind mit Soldaten überfüllt.
Wie festgestellt wurde, haben die Polen alle Jahrgänge von
^892 an eingezogen. Die Uebergriffe der Polen häufen sich
immer mehr. Am letzten Sonntag haben in mehreren
polnischen Städten Arbeiterdemonstrationen stattgefunden,
welche sich gegen die drohende Haltung des Militärs wandten
und jedes bewaffnete Vorgehen ablehnten. Die nach Deutsch¬
land herüberkommenden Polen , namentlich die Agitatoren,
die im Grenzgebiet zahllose Versammlungen abhalten, sprechen
ganz offenkundig von einer bevorstehende Okkupation.

Eine Bestätigung der Pressemeldung, daß deutsche Trup¬
penkontingente nach dem Osten in Bewegung gesetzt seien,
ist bisher nicht zu erlangen gewesen. Die Regierung be¬
schränkt sich darauf , zu erklären, daß die Lage als durchaus
ernst betrachtet werden müsse. Wir müssen also darauf ge¬
faßt sein, daß das französische Beispiel bei den Polen Schule
macht, wenn nicht rechtzeitig die erforderlichen Gegenmaß¬
nahmen von deutscher Seile ergriffen werden.
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San Remo.
Rotterdam. 23. April. Zur Konferenz in Jan Remo

bemerkt die „Times ", kein Staatsmann sei ruchlos genug,
den Frieden von Versailles zu vernichte,?  oder
Frankreich und England einander zu entfremden.  Sie
ermahnt zum Schluß die eine Seite zum Entgegenkommen
u. warnt die andere vor einem isolierten Auftreten . —
Die „Westminster Gazette" schreibt̂ Wir würden dem fran
zösischen Volk keinen Dienst erweisen, wenn wir es in der
Ueberzeugung bestärkten, das englische Volk stehe unbedingt
hinter Millerand und Fach. Im Grunde wollen mir das¬
selbe wie das französische Volk, die Entwaffnung Deutschlands,
sodaß eS keine Bedrohung für seine Nachbarn bildet, die Be¬
zahlung einer ansehnlichen Summe und erträgliche Beziehun¬
gen mit Deutschland.

Die deutsche Heeresvermehrung.
Berlin , 23. April. Wie von zuständiger Stelle mitge

teilt wird, ist die von der deutschen Regierung den Perbands
staaten überreichte Note über die Dauer der Beibehaltung
deS 200000 Mann -Heeres damit begründet, daß 160 000
Mann , die in einzelnen Garnisonen über ganz Deutschland
zerstreut werden müßen, zur Aufrechterhaltung der
Ruhe und Ordnung  und damit zur Sicherstellung des
Wirtschaftslebens, durch die überhaupt erst die Erfüllung des
Friedensvertrags möglich sei, nicht hinreichen würden . Durch
eine Verschiebung der Bildung des 100000 Mann starken
Heeres auf einen späteren Zeitpunkt leide die Einheitlichkeit
und Festigkeit des Heeres auf das schwerste angesichts der
Ungewißheit der Zukunft seiner Angehörigen. Auch ein
200 000 Mann starkes Heer könne als Landmacht weder zur
Verteidigung noch znm Angriff gegen eine ausländische Macht
in Betracht kommen, ganz abgesehen davon, daß gerade bei
äußeren Verwickelungen, starke Streitkräfteim Jn-
nern des Reichs  zur Aufrechterhaltung der Ordnung u
gesetzmäßigen Verwaltung notwendig  seien . Die bean¬
tragte Beibehaltung je eines Bataillons schwerer Artillerie
für jede der 12 Infanteriedivisionen n. insgesamt 8 Flieger¬
abteilungen und vier Eisenbahnkompanien sei nötig, weil
die Erfahrungen gezeigt hätten, daß die Aufrührer ihre
Kämpfe nach den Erfahrungen des Stellungskrieges durch
Anlegen von Feldbefestigungen führten u. daß dieser lieber
legenheit gegenüber die Regierungstruppen über gleichwer¬
tige oder überwiegende Kampfmittel verfügen müßten. Diese
müßten sofort zur Stelle sein, um gleich beim Beginn des
Kampfes die Moral des Gegners zu brechen. Um die von
aufrührerischen Elementen aus politischen Gründen und zur
Verhinderung von Truppentransporten versuchte Lahmlegung
des Eisenbahnbetriebs zu verhindern sei es unbedingt not¬
wendig, über Eisenbahnkompanien zu verfügen, mit denen
der Betrieb für Truppenoerschiebungen aufrecht erhalten wer¬
den könne und die auch in der Lage seien, Bahnzerstörungen
wieder herzustellen. Kleine Fliegerformationen werden nur
vorübergehehend bis zu einer Beruhigung der Lage zur Auf¬
rechterhaltung der Verbindungen u/zur Aufklärung beantragt.

Teilnahme eines deutschen Vertreters?
Mailand , 24 April. Der „Popolo d'Italia meldet,

daß der deutsche Geschäftsträger Herfs  Rom verlasse«
habe, um, wie man sagt, an der Konferenz in San Remo
teilzunehmen.

Frankreichs Sieg.
Basel, 24. April. Reuter meldet aus San Remo : Die

Konferenz hat beschlossen, daß gegen Deutschland der Boden
des Versailler Vertrags nicht verlassen werden soll. Die
noch nicht von Deutschland erfüllten Vertragsverpflichtungen
sollen in kürzester Frist nachgeholt werden, wenn Deutschland
die im Vertrage vorgesehenenZwangsmaßnahmen vermeiden
will.

Basel, 54. April. Eine zweite Reuterdepesche meldet
aus San Remo : Das Ersuchen Deutschlands, die Kopfzahl
ver Reichswehr um 100000 Mann höher zu setzen, als im
Versailler Vertrag vorgesehen ist, wurde von der Konferenz
abgelehnt. Man einigte sich, daß die restlose Entwaffnung
Deutschlands unter allen Umständen durchgeführt werden
müsse.

Laut „Pariser Journal " lautet ein französischer Antrag
betreffs Besetzung der neutralen Zone dahin, daß bei nicht
vollständiger Abrüstung Deutschlands, innerhalb 8 Wochen
das Ruhrgebiet zu besetzen sei.

Zwist zwischen Nitti und Millerand?
Basel, 24. April . Nach Meldungen des „Manchester

Gardian " aus San Remo hat . sich die Spannung zwischen
zwischen Frankreich und Italien weiter verschärft. Eine
Vermittlung durch England zwischen Nitti uud Millerand
sei ohne Erfolg geblieben.

Die Nebenregierung
tt . tt . in der „Südd . Ztg." schreibt:
„Ich erkläre klar und deutlich, daß wir eine Nebenregie¬

rung ab lehnen.  Ich stelle fest, daß die Gewerkschaften
nie den Versuch gemacht haben, mitzuregieren" — sagte in
der Nationalversammlung ReichskanzlerMüller . Fast gleich
zeitig hat sein Genosse, der preuß. Ministerpräsident Braun
(bish. Landwirtschaftsminister behufs Organisierung des Land¬
arbeiterstreiks) den Gewerkschaftskommissionen zugesichert, den
Kommandostellen der Polizei , die selbst gewerkschaftlich or¬
ganisiert werden solle, werden Vertrauensmänner der Ge¬
werkschaften beigegeben werden, und zwar als etatmäßig an-
gestellte, also ständige Beamte. Die Polizei ist die ausfüh¬
rende Hand der Staatsgewalt , und soll über der ganzen Be¬
völkerungsklassegleichmäßig walten ; wird sie unter die Auf
sicht einer einzelnen Bevölkerungsklassegestellt, der eben da¬
mit die Staatsgewalt selbst sich nntervrdnet , so ist dies jedoch
beileibe keine Nebenregierung. Dem Wortsinn nach hat Herr
Müller recht, denn eigentlich ist das keine Neben , sondern
eine Ober oder Ueber-Regierung. Die offenkundige Tatsache
wegzuleugnen, war von dem Reichskanzler übrigens auch
recht undankbar, denn er selbst verdankt ja sein jetziges Amt
gerade der Nebenregierung der Gewerkschaften. Zum Ueber-
fluß wird jetzt vom „Korrespondenzblatt der Gewerkschaften"
ausdrücklichbestätigt, was Herr Müller bestreitet. Auch das
„Korr.-Blatt " stellt sich zwar, als ob eine ungerechtfertigte
Anschuldigung der Gewerkschaftenoorliege, und es läßt sich
gleichfalls auf einen Wortstreit ein, in der Sache aber gibt

> es den bürgerlichen Koalitionsparteiett geradezu brutal zu ver
f stehen, daß auf sie und ihr Gerede gar nichts ankomme.
> Die „acht Punkte ", welche die Gewerkschaften im Anschluß
^ an den Generalstreik von der Regierung erzwungen haben,
: sind für das „Korr .-Blatt " eine „errungene Position ",
! aus der man sich nicht wieder hinausdrängen lassen wird ; an
i den acht Punkten „ist nicht zn deuteln und zu rütteln " und

an ihrer Durchführung werden die Gewerkschaftsleitungen
- i „unerschütterlich"  festballen Weder „Preßpolemiken"

i noch „parlamentarische Debatten" können die Gewerkschaften
i davon abbringen . Sie stellen ihre Forderungen auf und
I „verständigen sich schließlich mit der Regierung ", d. h tatsäch-
j lich: die Regierung muß sich mit ihnen v e r st 8 n d ig e n.
! Ob sich dann „die eine oder andere der politischen
j Parteien " „e r st nachträglich anschließ  l", ist „u n -
! wesentlich." Finden „diese Parteien " solches Zuwaiten
j „den Grundsätzen der Demokratie mehr entsprechend", so soll
» ihnen dies , unbenommen" sein, einen Eindruck ans die Ge-
l werkschaften können solche „demokratische Skrupel", solche

„doktrinären Zwirnsfäden " nicht machen Die republikanische
Aktion der. Gewerkschaften ist nun einmal notwendig ; ob das

I gewissen bürgerlichen Kreisen paßt oder nicht, ist den Ge-
! werkschaften „herzlich gleichgültig". Man las dieser Tage
j von einem vollen Sieg der Demokratie nach rechts u. links;
' welche Einschätzung in Wirklichkeit die Demokratie bei den

Gewerksckiaftengenießt, das zeigen die höhnisch-protzigen
Worte deS „Korr .-Blatts " .

Die Nebenregierung der Gewerkschaften besteht, sie ist
j aber ihrerseits nur ein Wettbewerbs Unternehmen gegenüber

einer zweiten Nebenregierung , derjenigen der Linksradikalen.
! Ihr mittelbarer Einfluß ist, seitdem sich die Regierung vom

Generalstreik abhängig gemacht hat, ungemein gestiegen, und
die Gewerkschaften sind ihnen gegenüber in dieselbe geistige
Abhängigkeit geraten wie der mehrheitssozialistifche „Vor¬
wärts " gegenüber dem Blatt der Unabhängigen , der „Frei
heit". Um sich von den Linksradikalen nicht ganz den Wind
aus den Segeln nehmen zu lassen, hat sich Legien als
„Mahner und Dränger zu beschleunigter Repnblikanisierung
und Sozialisierung " aufgetan . Die sog. verfassungsmäßige
Regi erun  g ist dem gegenüber nur noch formale Ge
schä f t s f ü h r e r i n, die Koalition nichts anderes als par¬
lamentarische Bestätigungsmaschine. Die Macht liegt bei den
Gewerkschaften und mehr noch bei deren Antreibern , den
Linksradikalen. Welchen Grad von Wirklichkeit diese Macht
zeigen und behalten wird, ob sie nicht auf eine wirklichere,
Macht stoßen wird, davon hängen die weiteren Geschicke
Deutschlands ab. Seit langem hat man nichts so Erfrischendes
gelesen, als das Wort des Korvettenkapitäns Ehrhardt:
„Die Macht besitzt in erster Linie das Militär  als Voll¬
zugsgewalt der Regierung ", wobei er wohl an eine Negierung
denkt, die diesen Namen auch wirklich verdient.

Dr. Getzlers neue Garde.
München, 24. April. Der Reichswehrminister Dr . Geßler

hielt gestern abend bei der Deutschen demokratischen Parier
einen Vortrag über die Haltung der Regierung und die
politische Lage seit dem Kapp-Putsch. Dr . Geßler betonte
mit allem Nachdruck, daß sich die Reichsregierung in keinem
Stadium irgend einem Druck von rechts noch von links ge¬
beugt habe. Es geht nach rechts und links auf Biegen oder
Ärechen. Deutschland muß aus dem Putschismus heraus.
Gegen die Arbeiterschaft kann nicht mehr regiert werden.
Das bedingt aber, daß'die Arbeiterschaft erkennt, daß sie ohne
die aufbauende Kraft des Bürgertums verloren ist. Wenn
jetzt behauptet wird, daß ich ein rotes Gardekorps  bilden
will, so stimmt das nicht. Ich will aus allen Kontin¬
genten der Reichswehr eine Brigade  schaffen, die
unbedingt gehorcht, wenn es gilt, die Verfassung zu festigen.
Organisierte Arbeiter werden in dieser Brigade nicht sein.

Berlin , 24. April. Von zuständiger Seite hören wir über
die Bildung der sogenannten „Brigade Döberitz ". Es
handelt sich um die Aufstellung einer Formation , die am
ehesten mit dem früheren Jnfanterie -Lehrbataillon zu ver¬
gleichen ist. Die Brigade soll aus sämtlichen  Reichs¬
wehrformationen zusammengesetzt  werden und aus
völlig ausgebildeten Leuten bestehen, um ihre jederzeitige
Verwendungsbereitschast sicherzustellen.

Ein Schiedsgerichtshof in Naumburg.
Berlin , 22. April. Nach Artikel 304 des Friedensoertrags

ist zwischen Deutschland u. jeder der alliierten u. associierten
Mächte ein gemischterSchiedsgerichtshofzu  bilden,
der im wesentlichen zuständig ist für Streitigkeiten über Vor-
kriegsschulden und Vorkriegs vertrage,  für Ent-
schädigungsforderungen von -Angehörigen der alliierten und
associierten Mächte wegen ihrer von deutschen Kriegsmaß-
nahmen betroffenen Privatrechte, sowie für bestimmte Strei¬
tigkeiten auf dem Gebiete der gewerblichen Schntzrechte. Ein
solcher Schiedsgerichtshof ist bisher nur zwischen Deutschland
und Frankreich eingesetzt worden und besteht aus 4 Abtei¬
lungen mit je einem deutschen und einem französischen Rich¬
ter und einem neutralen Vorsitzenden. Sitz und ständiges
Büro -ist in Paris . Dieser Schiedsgerichtshof hat eine sehr
eingehende Prozeßordnung erlassen, die durch Bekanntmachung
des Reichsministers des Äuswärtigen vom 17. April (Reichs-
gesetzblatt Nr . 77 vom 20. April) veröffentlicht wurde. Die
deutsche Partei hat demnach in der Klage oder Klagebeant- -
Wartung eine Zustellnngsstelle in Paris zu bezeichnen. Als
solche kann die deutsche Geschäftsstelle des Amts für private
Güter , Rechte und Interessen in Frankreich, Paris , Avenue
de la Bourdonnair 50, benannt werden. Zum deutschen
Staatsvertrcter ist der Ministerialdirektor z. D . Wirkl. Geh.
Rat Rechtsanwalt beim Oberlandesgericht in Naumburg
a. S . Dr . Johannes  ernannt worden. Er wird seine
Tätigkeit zunächst in Naumburg ausüben und ist in der Lage
über alle einschlägigenFragen Auskunft zu erteilen.

Das Militärversorgungsgesetz.
Nach der Regierungsvorlage soll jährlich gewährt wer¬

den : an Grundrente und Schwerbeschädigtenzulagebei einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit

Grundrente .
um 20 v. H 480
um 30 v. H. 720

! um 40 v. H. 960
i um 50 o. H 1200 und 120 Schwerbeschädigtenzulage
' um 60 v. H 1440 und 240 ^ Schwerbeschädigtenzulage

i um 70 v. H. 1680 und 360 ^ Schwerbeschädigtenzulage
t um 80 v. H. 1920 -,-kik und 480 Schwerbeschädigtenzulage
l um 90 o. H. 2160 ^ und 600 Schwerbeschädigtenzulage
: bei Erwerbsunfähigkeit 2400 Grundrente und 720
> Schwerbeschädigtenzulage. Die vorstehenden Hundertsätze

stellen Durchschnittssätze dar ; eine um 5 vom Hundert ge
ringere Minderung der Erwerbsunfähigkeit wird von ihnen

: umfaßt. Wer in feiner Erwerbsfähigkeit um mehr als SO
! vom Hundert beeinträchtigt ist, gilr als erwerbsunfähig.

Im sozialpolitischenAusschuß der Nationalversammlung
haben alle Parteien Anträge auf Erhöhung der Grundrente
eingebracht. Die Mehrausgabe stellt sich' auf .1 bis 2 V«
Milliarde » gegenüber der Regierungsvorlage.

Unterstaatssekretär Maeder erklärte namens des Finanz¬
ministeriums , daß eine derartige Mehrbelastung Mr das Reich
unerschwinglichsei. Schließlich wurde aber doch der Antrag.
auf eine Mehrausgabe von 1,02 Milliarden unter der Vor¬
aussetzung angenommen, daß die Fraktionen unter Berück¬
sichtigung der Regierungserklärung dazu Stellung nehmen.

Nach Z 28 soll eure Ausgleichszrrlage neben der Grund¬
rente gewährt werden, wenn der Beschäftigte vor dem Eintritt
in den Militärdienst einen Beruf ausgeübt hat, der erhebliche
Kenntnisse und Fähigkeiten erforderte. Die Ausgleichtzzulage
beträgt ein Viertel bis zur Hälfte der Rente.

Württeurbergische Politik.
Das neue Landtagswahlgesetz.

r Stuttgart , 23. Aprl. Der Entwurf eines Landtags-
Wahlgesetzes liegt nunmehr vor. Die wesentlichen Bestim¬
mungen sind folgende: "

In 24 Wahlkreisen Württembergs sind lOl Abgeordnete
im Wege der Verhältniswahl zu wählen. Die Abgeordneten
sitze sollen verteilt werden nach dem Verhältnis der im gan
zen Land für die einzelnen Parteien insgesamt abgegebenen
gültigen Stimmen In den einzelnen Wahlkreisen werden
Kreisvorschlagslisten ausgestellt, die allein als Grundlage der
Abstimmung dienest. Die Summe der im ganzen Land auf
alt'e' Kreisnorschlagslisten abgegebenen gültigen Stimmen , ge¬
teilt durch die 101 Abgeordnetensitze, ergibt die Verteilungs¬
zahl (Wahlzahl). Jede Kreisvorschlagsliste, die die Wahlzahl
oder ein Mehrfaches an Stimmen erreicht hat, erhält die enr
sprechende Anzahl von Sitzen zugeteilt. Jede Partei wird
damit rechnen könne», in den einzelnen Wahlkreisen einen,
höchstens zwei Abgeordnete dnrchznbringen, mir Ausnahme
von Stuttgart -Stadt . Die Größe der Wahlkreise ist durch
schnittlich auf 100 000 Einwohner bemessen Die Zusammen
legung ist nach geographischen und wirtschaftlichen Gesichts¬
punkten erfolgt. Die Verwertung der bei der ersten Sitzver
teilung ans die Kreisvoi schlagslisten verbliebenen Reststimmen
erfolgt auf dem Weg über Landesvorschlagslisten. Während
die Kreisvorschlagslisten bis zu 6 (Stuttgart bis zu 18) Be
Werber enthalten dürfen, können auf der Landesvorschlags-
liste beliebig viele Bewerber stehen, denn diese Liste dient nur
zur Verwertung der Reststimmen. Werden die verfügbaren
Sitze durch die Verteilung nach dem Kreiswahlergebnis nicht
erschöpft, so fallen die letzten hiebei verbliebenen Restzahlen
zu Die Wahloorschläge müssen 12 Tage vor dem Wahltag
eingereicht werden. Jeder Wähler hat eine Stimme . Die
amtlich hergestellten Stimmzettel können »irr unverändert
abgegeben werden. Die Streichung oder Beifügung von
Namen wird nicht beachtet. Die Kosten der örtlichen Vor¬
bereitung und Durchführung der Wahlen sind von den Ge¬
meinden zu tragen. Bemerkenswert ist noch, daß die bei der
Reststimmenvermertung zu verteilenden Sitze nicht ausschließ¬
lich den Landesvorschlagslisten zufallen, sondern zur Hälfte
auf die an sie angeschlossenen Kreisvorschkagslisten wieder
zurückübertragen werden. Die einzelnen Wahlkreise sind:
1) Stuttgart (Stadtdirektionsbezirk) 309197 Einwohner,
2) Oberamt Eßlingen u. Cannstatt 94 910 E„ 3) Stuttgart
Amt und Oberamt Böblingen und Leonberg 125 570 E„
4) Oberamt Ludwigsburg und Marbach 98 040 E„ 5) Ober¬
ämter Besigheim, Brackenheim, Maulbronn u. Vaihingen/Enz
104018 E „ 6) Oberamt Heilbronn u. Neckarsulm ll31S4E„
7) Oberämter Hall, Künzelsau Oehringen und Weinsberg
408 219 E-, 8) Craisheim Gerabromi u. Mergentheim 83080
E „ 9) Backnang, Gaildorf ». Waiblinaen 83 949 E , 10) Aalen,
Ellwangen und Neresheim 89742 E„ ll ) Gmünd , Schorn¬
dorf u. Welzheim 94 973 E.. 12) Göppingen u. Geislingen
103 449 E„ 13) Nürtingen , Kirchheim und Urach 99 847 E„
14) Reutlingen und Münsingen 84 822 E„ 15) Tübingen,
Herrenberg und Rottenburg 102 697 E „ 16) Calw, Nagold
und Neuenbürg 90036 E „ 17) Freudenstadt , Horb u. Obern¬
dorf 96 236 E., 18) Balingen , Spaichingen u. Sulz 84722 E.,
19) Rvtrwei! und Tuttlingen 84 955 E„ 20) Ulm u. Heiden¬
heim 125 641 E , .21)  Ehingen , Blaubeuren und Laupheim
80 301 E„ 22) Bibeiacb, Saulgaulmd Riedlinge^ 97 078 E„
23) Ravensburg und Teltnang 84 615 E , 24) Waldsee, Leut-
kirch und Wangen 86 580 E.

Der Zusammentritt des Landtags.
r Stuttgart , 24. April. Die nächste V o l i s i tzu n g des

Landtags ist nun auf Donnerstag,  den 29. April, nach¬
mittags 4 Uhr hinausgeschoben worden. Auf der Tagesord¬
nung steht eine Anfrage des Abg. Ziegler (USP ), der
mündliche Bericht des Geschäftsorduungsausschussesüber die
Abänderung der Geschäftsordnung und die l . und 2. Lesung
des 15 Nachtrags.

Der Landtagsabgeordnete Karl Berroth,
Mitglied der Fraktion des Württ . Bauern - u. Weingärtner¬
bundes und Landwirt in Jagstheim , ist im Alter von 40 Iah
ren nach längerem Leiden gestorben.

Berroths Nachfolger.
r Stuttgart , 24. April. Der in seiner Heimat Jagstheim

OA. Crailsheim verstorbene Abgeordnete Karl Berroth
gehört dem württ . Landtag seit 1912 an . Sein Nachfolger
im Mandat zur Landesoersammlung ist der Landwirt Wilh.
Din gier von Calw.  Da man aber vor Neuwahlen
steht, kommt die praktische Ausübung des Mandats kaum
noch in Frage.

Sitzung des Volkswirtschaftlichen Ausschusses.
r Stuttgart , 23. April. Der Volkswirtschaftliche Ausschuß

des Landtags nahm am Donnerstag seine Sitzungen wieder
auf, um die allgemeinen Ernährungs - und Wirtschastsfragen,
wie sie in den Anträgen der Parteien niedergelegt find, zu

/ » /
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beraten Ein Vertreter des Bauernbundes begründete den !
Antrag auf Abschaffung der Zwangswirtschaft,  l
Sie sei die Ursache der Unzufriedenheit auf dem Lande, :
Höchstpreise seien undurchführbar, der freie Markt wirke !
regulierend. Die Versorgung der Verbraucher werde durch !
die Beseitigung der Zwangswirtschaft besser, allerdings auch §
teurer . Ernährungsminister Graf gab sehr eingehende Dar - !
tegungen über die Ernährungslage . Die Versorgung der ^
Bevölkerung mit Lebensmitteln sei nie schwieriger gewesen -
als jetzt. Die Ablieferung von Lebensmitteln seitens der j
Landwirte habe nachgelassen, auch würden weniger lebens-
notwendige Pflanzen anqebaut . Dies sei auf die Agitation
von gewisser Seite zuriickzufiihren. Die Vrehabzabe an dre
Feinde habe die Ernährung noch werter erschwert. Eine :
dauernde Senkung der Lebensmitlelpreise durch Reichszn ^
ichüsse sei unmöglich. In der Lebensmittelversorgung sei
Württemberg auf die Zuweisungen voni Reich angewiesen.
Bis !5 März wurden rni Lande 500 000 Doppelzentner
Brotgetreide abgeliefect, beim Reich habe man noch ein Gut¬
haben von 24000 Doppelzentnern. Gerste könne nicht mehr
für Kaffeezwecke freigegeben werden. Der Minister emp
stehlt hiefür die Verwendung von Erbsen, die frei bewirt¬
schaftet werden. Die Brauereien haben nur 5°/, des Lie¬
ferungssolls erhalten. An Kartoffeln seien 650000 Zentner
nach dem Verteilungsschlüsseldes Reiches zu wenig geliefert
worden. Die Milchlieferung habe sich gebessert, die Fleisch¬
versorgung sich verschlechtert und werde vor d^m Herbst nicht
besser werden. Auch die Zuckeraussichten sind trostlos . Eine
Monatsration an Zucker müsse möglicherweise ausfalleu.
Der Reichswirtschaftsministec habe den Marmeladefabriken
l Million Zentner Zucker zugewiesen, aber noch sei Vorrat
vom Jahre 1918 vorhanden. Der Minister habe in Berlin
dringend gebeten, Zucker statt Marnielade zuzuweisen. Es
sei keine Aussicht auf Erfüllung dieses württemb. Wunsches
vorhanden. Für Einfuhr fehlen die Zahlungsmittel . Die
Zwangswirtschaft könne gegenwärtig unmöglich aufgehoben
werden. Einen Weg, wie die Bevölkerung bei Aufhebung
der Zwangswirtschaft die Lebensmittel auftreiben solle, hätten
der Bauernbund und die Bürgei Partei nicht gezeigt. Die
Kosten der Lebenshaltung würden bei freier Wirtschaft pro
Tag und Person auf 95 steigen. Die Preisbildung beim
Hafer bilde ein Beispiel für freie Wirtschaft. Auch die Ge
nvssenschaften können keine Garantie für gute Ablieferung
geben. Der Minister bittet deshalb, die Anträge des Bauern¬
bundes nach Aufhebung der Zwangswirtschaft, abzulehnen.
Die Vertreter der Deutschen demokratischen und sozialdemo¬
kratischen, sowie der Zentruinspartei sprachen sich gegen die
Anträge des Bauernbundes auf Aufhebung der Zwangs¬
wirtschaft aus . Auch die U.S .P . stimmte dem bei. Ein An¬
trag der Regierungsparteien zu den wirtschaftlichenFragen
wird am Freitag zur Besprechung kommen.

Der württ. Mittelstandsbund
der 35 Personen zu Mitgliedern zählt, hat an die National¬
versammlung einen Protest gerichtet gegen die Erhöhung der
Telephon- und Postgebühren, die den gesamten Mittelstand
vernichtend treffen müsse. Uebertarife der öffentlichen Ver¬
kehrsanstalten würden einen Rückschritt bedeuten, die Schwie¬
rigkeiten vermehren und außerdem Handel und Gewerbe ver¬
nichten. Wenn die Tariferhöhung durchgehe, so bleibe für
oen gesamten Mittelstand nur noch der Stenerstieik übrig,
der automatisch eintreten iverde.

Von der Landyürtschaftskammer.
r Stuttgart , 22. April. Die Tagung der Landwirtschafts

kammer, die am 28. ds. Mts . beginnt und zwei bis drei
Sitzungen in Anspruch nimmt, wird sich mit folgenden Ge¬
genständen beschäftigen̂ Beratung des Entwurfs einer Ge
schäftsordnung für die Kammer, Festsetzung des Tätigkeits¬
gebiets und Ankauf eines Hauses für die Kammer, Üeber
nähme des Württ . LandwirtschaftlichenWochenblatt̂ ' Fest¬
setzung der Aufwandsentschädigung für die Mitglieder der
Kammer, Beratung des Haushaltsplanes für 1920, Auf¬
bringung der Geldmittel bis zum Einzug der Umlage, Zu¬
wahl weiterer Mitglieder in die Landwirtschaftskammer,
Bildung von Ausschüssen, Wahl von fünf Delegierten in den
Deutschen Landwirlschaftsrat. Sodann sollen die Fragen der
Zwangswirtschaft , der Lieferungsverträge , der Produktions-
förderung und die Abgabe von Tieren an Frankreich und
Belgien besprochen werden.

Noch ein Protest.
^ ^ Ettttgart, 22. April. Auch der Württ . Handelskam¬

merlag hat gegen die Erhöhung der Post- und Fernsprech-
getluHtöti Liliöil LNfltHlöüeNkN Enflpruch hei hen znfläiihlaen
Stellen eingelegt. o > »

Aus Stadt und Bezirk.
Nagold, den 26. April 1920.

Todesfall . Wie wir soeben erst erfahren, ist am io
April Sanitätsrat Dr . G. Bornitz,  Stabsarzt d. L in
Bensheim gestorben. Dr . Bornitz hatte während des Kriegs
zwei Lazarette unter sich u. die Arbeit, die er da in treuester
Pflichterfüllung leistete, dürfte seiner ohnehin angegriffenen
Gesundheit den Rtzst gegeben haben. In Altensteig und
Umgebung, wo Dr . Bornitz als Arzt und Mensch so sehr
geschätzt gvar und heute noch in bestem Andenken steht, wird
man herzlichen Anteil an seinem Ableben nehmen. AdT

* Der Schwarzwaldverein Nagold hat wieder seine
Wanderungen ausgenommen. Gestern veranstaltete er einen
gutbesuchten Ausflug, der über Mindersbach—Rotfelden-
Wildberg—Kühler Berg in mehrstündiger Wanderung wirder
hermwärts führte. Das Bestreben der Vereinigung, die
Schönheiten unserer engeren Heimat weitesten Kreisen zu¬
gänglich zu machen, darf der Sympathie aller Naturfreunde
empfohlen werden.

/Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene. Wie uns die
^ezirks-Fürsorgestelle mitteilt, haben uneheliche Kinder von
Gefallenen oder an KriegsdienstbeschädigungVerstorbenen,
ebenso schuldlos geschiedene Ehefrauen von Gefallenen An¬
spruch auf fortlaufende Zuwendungen . — 14 Tage Erho-
ungsurlaub für Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene von
Witte Mm bis Oktober 1920. Näheres durch die Bez -Für-wrgestelle. " "

* 2/hrplanänderung . Von Montag den 26. April 1920
oormn? ^ A Personenzug 948. seither Wildbad ab 5.43
Ä ^ " ? ^ dforzhenn an 6.40 vormittags , auf der qanzen
-arecre 5 Minuten früher

* Keine Butter nach Berlin . In der Presse war kürz- !
lich verlangt worden, Württemberg soll als Gegenmaßnahme
gegen unliebsame Verfügungen des Reichs in Ernührungs-
sachen die Butterablieferung nach Berlin sperren. Von zu¬
ständiger Seite wird demgegenüber mitgeteilt, daß schon seit
letzten Herbst keine Butter  mehr aus Württemberg nach
auswärts abgegeben wird. ^

* Die Teuerung . Nach einer Verordnung des Reichs-
ernährungsministers beträgt fortan für Malzkaffee der Her-
stellerprcis 666 ^ pro Zentner , der Großhändlerpreis 732
der Kleinhandelspreis 4 30 ^ pro Pfund : für Gerstenkaffee
der Herstellerprers' 626 der Großhändlerpreis 692 ^ 8 und
der Kleinverkaufspreis 4.30 ^ — Die neuen Bierpreise
werden nun im Reichsanzeiger veröffentlicht. Sie betragen
130 pro KI für Bier mit einem Stammwürzegehalt bis
zu 3V- °/° und 180 mit einem Gehalt von 3^ - 4^- "/».
für Erfaßbar 127 — Der Verband der Sensenfabrikanten
in Hagen hat die Ausschläge auf seine Grundpreise ab I .« pril
uni 200 °/» auf 500 °/» erhöht. — Die Vereinigung deutscher
Amboswerke in Hagen hat die Grundpreise für das Inland
auf 630 und 125°/o Aufschlag (bisher 100» erhöht. —
Die Herrenstrohhutfabrikanten haben den Valutaaufschlag
von 80 auf 120°/o erhöht.

* Brotnot . Auf Veranlassung der Reichsgetreidestelle
werden Teigwarenfabriken, die Nudeln und Makkaroni Her¬
stellen, stillgelegt,  da Mehl nicht mehr geliefert werden
könne und die vorhandenen Vorräte zur Brotbereitung ver¬
wendet werden müssen.

* Wer ist minderbemittelt ? In Stuttgart wird es
künftig zwei Klassen geben, die Notleidenden mit einer Ein-
komm'ensgrenze von 5800 ^ und die Minderbemittelten mit
einem Einkommen von höchstens 8000 In Heilbronn
sind minderbemittelt alleinstehende Personen mit 3200 u.
Haushaltungen von 2—12 Personen mit einem Einkommen
von 38—7800 Mark.

* Bogelschwund . Die Slaren sind dieses Jahr auf¬
fallend spärlich aus dem Süden zurückgekehrt. Während sonst
Wald und Flur von diesen geschäftigen Vögeln in großer
Zahl belebt n urden, trifft man dieses Jahr nur vereinzelte
Exemplare an . Wahrscheinlich sind sie dem Massenfang in
den Südländern zum Opfer gefallen.

* Ein Zeichen der Zeit . In Ansbach war die Lustbar-
keitssteuer derart ergiebig, daß im vergangenen Jahr die
Armenkasse auf jeglichen Zuschuß verzichten konnte: ja, sie
hat sogar noch einen Ueverschnß von 10000

* Eier nach Gewicht. Der Stadtrat Fürth (Bayern)
hat einen Beschluß gefaßt, wonach die von den Hühnerhaltern
angelieferten Frischeier vom Kommunalverband mit 70 ^
bezahlt werden, wenn sie mehr als 35 Gramm wiegen. Eier,
die weniger wiegen, werden nur mit 40 bewertet.

* Der Honigpreis . Schon heule hört man von den
bevorstehenden zu hohen Horügpretsen, bevor überhaupt der
Imker weiß, daß er auch ernten kann. Man spricht von
15 pro Pfund . Das ist freilich gegen den Friedenspreis
das 12fache. Ein Preisverzeichnis für Bienengeräte belehrt
die Imker , daß eine Beute statt 12 ^ heute 185—195
kostet, ein Pfund Wachs statt 2 20 und daß die so
notwendigen Mittelwände im freien Handel von 5 das
Kilo auf 50 ^ gestiegen sind. Also leben und leben lassen!
Hoffen wir, daß es den Züchtern ermöglicht ist, recht viel

^ von dem köstlichen Nahrungsmittel auf den Markt ni bringen.
> * Die Kohlennot . Eine in der Wochenschrift der Han¬

delskammer zu Düsseldorf veröffentlichte Zusammenstellung
der den einzelnen Firmen des Bezirks fehlenden Kohlen¬
mengen und der dadurch verursachten Betriebseilttchränkungen
zeigt mit erschreckender Deutlichkeit, wie sehr die deutsche
Industrie unter dem K o hle n m a n g e l leidet,

. der die wirtschaftliche Wiederaufrichtung Deutschlands zum
Verhängnis Eropas außerordentlich behindert. Es wäre zu
wünschen, daß derartige Untersuchungen allenthalben an¬
gestellt würden, denn die Verhältnisse im Düsseldorfer Jndu-
striebezirk in der unmittelbaren Nähe der Kohlenbergwerke
werden ein für die Beurteilung der Gesamtlage noch zu
günstiges Bild abgeben.

* Warnung vor Ankauf von Kriegsanleihe . Zahlreiche
Firmen erbieten sich in Zeitungsanzeigen zum Ankauf von
Kriegsanleihen und anderen Wertpapieren zu einem Kurs,
der den börsenmäßigen weit übersteigt. Da es gänzlich aus¬
geschlossen ist, daß derartige Firmen einen höheren Preis
zahlen als die Reichsbank, private Bankgeschäfteu. Genossen¬
schaften, so können die Angebote nur auf Täuschung uner¬
fahrener Kreise berechnet sein. Es ist auch bekannt gewor¬
den. daß Personen , die sich auf die Anzeigen hin meldeten,
in bar ein niedrigerer Kaufpreis angeboten wurde, als er
z. B. bei der Reichsbank üblich ist, und der Rest in wert¬
losen Schuldscheinen und Wechseln Aus diesem Grunde
scheint es geboten, die Inhaber von Kriegsanleihestücken, die
diese zu verkaufen gezwungen sind, vor derartigen zweifel¬
haften Firmen , die iir der Regel nur über geringe Geldmittel
verfügen, dringend zu warnen.

* Tierseuchenstand. Nach den Berichten der Tierärzte
vom 15. April hat die Maul - und Klauenseuche in der ersten
Hälfte dieses Monats 96 Gemeinden mit 88 Gehöften neu
befallen. Insgesamt sind 47 Oberämter verseucht, am stärk¬
sten der Neckar- und Jagftlreis mit 76 und 79 Gemeinden, l
dann der Donaukreis mit 45 und der Schwarzwald in 13
Gemeinden. Ain schwersten betroffen zn sein scheint das i
Oberamt Hall, wo die Seuche in 26 Gemeinden umgeht.
— Die Pferderäude herrscht in 48 Oberämtern mit 121
Gemeinden, davon neu 5 Gemeinden. Die Schafräude ist -
in 13 Gemeinden neu ausgetreten. . s

* Bon der Tabaksteuer . Die Ermäßigung der Tabak- ;
steuer beträgt vom I . Mai ab bis zum 30 September 1920 !
sür Zigarren 75°/o, für Zigaretten in den 5 höchsten Steuer - -
klaffen 50"/» und für feingeschnitleneuRauchtabak in den -
beiden obersten Steuerklassen 20°/„ der vollen Sätze. Die '
Tabaksteuer für Zigaretten wttd jedoch nicht unter den Be- I
trag von 87 je 1000 Stück, sür feingeschnittenen Rauch- i
tabak nicht unter 32 pro Kilo ermäßigt. i

* Zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten . Dem !
Reichsamt ist vom Reichsministerium des Innern ein Gesetz - -
entwarf  zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vor- >
gelegt worden. Demnach sind alle Geschlechtskranken ver- .
pflichtet, sich bei einem approbierten Arzt behandeln zu lassen.
Sogenannte „Fernbehandlung " ist verboten  Die
zuständige Gesundheitsbehörde kann der Krankheit und ihrer

Weiteroerbreitung dringend verdächtige Personen anhalten,
sich behandeln zu lassen, sie eoentl. auch in ein Krankenhaus
bringen . Die bewußte Verbreitung der Krankheit, sowie die
kurpfuscherische Behandlung , ja schon das Anerbieten dazu,
ist verboten. Jeder Kranke ist vom Arzt über Wesen und
Folgen seiner Krankheit sowie über die damit zusammen¬
hängenden gesetzlichen Vorschriften aufzuklären. Der Arzt
ist ferner gehalten, einer der zu entrichtenden öffentlichen
Beratungsstelle Anzeige zu erstatten, wenn der Patient sich
der Behandlung entzieht oder andere besonders gefährdet.
Kommt der Kranke den Anweisungen der Beratungsstelle
nicht nach, so hat dieser davon der Gesundheitsbehörde zur
Ergreifung von Zwangsmaßnahmen Kenntnis zu geben. Auf
die Uebertretung dieser Vorschriften sind zum Teil sehr hohe
Strafen gesetzt. Der Gesetzentwurf sieht auch eine Abände¬
rung des Strafgesetzbuchesvor. tz 180, auf Grund dessen die
Wohnungsvermietung an Prostituierte als Kuppelei bestlast
wurde, erhält einen Zusatz, der diese Bestimmung beseitigt.
Auch wird tz 361 Abs. 6 über das öffentliche Verhalten jener
Personen gemildert. Bedenklich ist ein Zusatz zu 184, der
das Ausstellen, Ankündigen oder Anpreisen von Mittehi zur
Verhütung von Geschlechtskrankheiten von der nicht in einer
Sitte und Anstand verletzenden Strafbestimmung dieses Para¬
graphen ausnimmt , „soweit es nicht in einer Sitte und An¬
hand verletzendenWeise erfolgt."

A «S de« übrige« Württemberg.
r Tübingen , 23. April. Ein Zudrang von Studenten

zum Sommersemester ist zu verzeichnen, wie es Tübingen
noch nicht erlebt hat. Nach einer Mitteilung im Gemeinde¬
rat sollen bereits 360OAnmeldungen vorliegen. Zum ersten¬
mal kam auch eine Gruppe studierender schwäbischer
Landsleute aus dem Banat (Ungarn ) hier an.

r Reutlingen , 24. April. Der Reutlinger Generalan¬
zeiger berichtet, daß eine etwa 170 Meter lange, in fünf
prächtigen Hallen sich hinziehende, bisher unbekannte Fort¬
setzung der Nebelhöhle  begangen werden kann. Diese
neuen Höhlen liegen südwestlich hinter der Nebelhöhle. Ein
in westlicher Richtung laufender Gang konnte noch nicht auf
seine ganze Länge untersucht werden. Er wird auf 50 Meter
geschätzt. Die Höhlen besitzen sehr schöne Tropfsteinbildungen.

r Schramberg , 23. April. Am Donnerstag traf hier
eine Abordnung der interalliierten Kommission aus Stutt¬
gart ein. Sie besteht aus zipei deutschen und zwei französt-
schen Offizieren und hat die Aufgabe, die hiesigen Firmen
Gebr. Junghans und Hamburg-Amerikanische. Uhrenfabrik

i auf Abrüstung zu kontrollieren.
I r Bon der Enz , 24. April. Der Tote, der im Wald
> bei Huchenfeld Pforzheim erschossen gefunden wurde, ist jetzt
k erkannt. Es ist der 20 jährige Kaufmann Max Oreans von

Pforzheim . Der 20 jährige Kaufmann Karl Weißlogel, der
sich am selben Tag auch im Wald bei Pforzheim erschoß,
verübte diese Tat , weil er die Einreise Erlaubnis ohne eine
Stellung in Tokio vom japanischen Konsul in München nicht
erhielt, nachdem er dessen Zumutung zurückgewiesen hatte,
im Kriegsfall sich dem japanischen Heer zur Verfügung zu
stellen.

r Giengen a. Br ., 23. April. Dem Landwirt Joseph
Behnle im nahen Zöschingen wurde zum zweitenmal ein
i V- Zentner schweres Schwein aus dem Stall gestohlen. In

r einem benachbarten bayerischen Ort haben Diebe aus dem
j verschlossenen Stall des Bauern Leonhard Reis -Obermed-

lingen ein Schwein im Gewicht von etwa V- Ztr . geraubt.
, r Stuttgart , 23. April. Die Vereinigten Gewerkschaften

erlassen einen Aufruf an die organisierte Arbei¬
terschaft zur Arbeitsruhe am 1. Mai.  Eine ein¬
heitliche  Maifeier wie in früheren Jahren sei leider in¬
folge der Spaltung der Arbeiterschaft nicht möglich.  Die
Kundgebung soll dem Arbeiterschutz, dem Völkerfrieden und
der Gleichberechtigung aller Menschen gelten. Nnr die lebens¬
notwendigen Betriebe sollen offen gehalten werden.

r Stuttgart , 22. April. Im März . d. Js . wurden auf
den württ . Staatseisenbahnen 6 233 000 Personen u. 1229065
Tonnen Güter befördert. Die Einnahmen aus dem Perso-

t nenverkehr erbrachten 9225 000 aus dem Güterverkehr
l 24 958000 seit t . April v. Iß . im ganzen 197852000 ^ .
! r Sulz , 22. April. Die mech. Buntweberei Gebrüder

Stehle  ging am 15. April durch Kauf in den Besitz einer
Schweizer Gesellschaft über. Man eripgrtet, daß der Betrieb
bald in verstärktem llmfang wieber ausgenommen wird.

r Bon der Enz . Der 20 jährige Kaufman Karl Weiß¬
logel  hat sich auf dem bekannte» Büchenbronner Aussichts¬
turm bei Pforzheim, einem beliebten Selbstmordplatz, erschos¬
sen, nachdem er seinen Freunden telefonisch dieses Vorhaben
nach Pforzheim angedeutet hatte. Ferner hat sich in einem
Wald bei Pforzheim, nicht weit von Huchenfeld, ein 18—20-
jähriger Unbekannter erschossen. Er ist 1. 70 m groß, dunkel¬
blond, bartlos , trug einen blauen Juppenanzug und einen
grauen kurzen Ueberzieher.

r Wurzach, 24. April. Bei der N utzho l z v e rft eig e-
rung  der hiesigen Stadtpflege wurden im allgemeinen so
niedrige Angebote gemacht, daß sich die Verkäuferin genötig
sah, zu diesen Angeboten das Holz nicht abzugeben. Es wird

! ein neuer Verkauf angesetzt werden.
r Bavendorf OA. Ravensburg , 23. April. Am letzten

Montag , den, Vorabend ihrer Hochzeit, machte in Alberskirch
ein etwa 30 Jahre altes Mädchen seinem Leben dadurch ein
Ende, daß es sich auf der Bühne erhängte. Ueber die Be¬
weggründe zu dieser unseligen Tat sind verschiedene Gerüchte
im Umlauf, besonders das von einer Abneigung der Ange¬
hörigen gegen die Heirat. * '

r Ellwangen , 22. April. Der ganze Jagstkreis wird von
der Maul - u. Klauenseuche schwer heimgesncht. In Wester¬
hofen fand der Bauer Kumpf, als ^ r morgens seinen Stall
betrat, drei Stück Vieh, die am Abend noch gesund waren,verendet vor.

r Bom Oberland , 21. April. In Saulgau und Ehin¬
gen fanden in den letzten Tagen große Bauernver¬
sammlungen  statt , bei denen Parteisekretär Reuter
und Bauernsekretär Martin  sprachen . Auf beiden Ver
sammlungen wurde gegen die Bildung einer reinen Arbeiter
regierung protestiert und vom bäuerlichen Standpunkt aus
die Bildung besonderer politischer Parteien als Standesver
tretung abgelehnt. Gefordert wurde die Aufhebung
aller Zwangsmaßnahmen  bezüglich der Häute,
des Flacht es und Hanfes.  Die Kriegsgesellschaften



sollen sofort aufgehoben, die Belieferung mit Kunstdünger
verbessert, die Ungehorsamsstrafen gegen Landwirte gemildert
werden. Der Landwirtschaft!. Hauptverband und der Schw.
Bauernverein sollten gemeinsam arbeiten, sich nicht gegen¬
seitig bekämpfen und ihre Interessen bei der Regierung
gemeinsam vertrete».

Bücherlisch.
Da» Württ. Reserve»3nf . Regiment Nr . 120 im Weltkrieg

1914—1918. Herausgegeben von Oberst H. Flaischlen.
' Wenig Kriegsschauplätzesind es, auf denen R .-J .-R.

120 nicht gefochten hat . Bei all diesem Ringen zeigte sich
im Regiment ein Geist treuer Pflichterfüllung und braver
Kameradschaft, auf welche die alten R . ILÖer mit Stolz
zurückblicken können. Die Regimentsgeschichteist so geschrie¬
ben, daß sie für den Offizier interessant, für jeden Soldaten
ohne Mühe verständlich ist, kein Taktikwerk, sondern ein
Volksbuch, in welchem zwischen dem blutigen Ernst der Humor
nicht fehlt. An Ort und Stelle aufgenoinmene Bilder und
einfache Skizzen veranschaulichenden Text und machen das
Buch,, das bei G. W. Zaiser,  Buchhandlung , Nagold zum
Preis von 19.20 (in Halblein geb.) vorrätig ist, zu eitlem
wettvollen Andenken aller Regimentsangehörigen und deren
Familien , wie der Angehörigen der Gefallenen und Vermiß¬
ten, und für die zahlreichen Gönner , welche sich das Regi¬
ment im Lauf des Krieges erworben hat.

Letzte Nachrichten.
Der Generalstreik in Elsaß-Lothringen.

Straßburg , 26. April. Der Sonntag -Nachmittag ist
ruhig verlaufen. Es wird berichtet, daß Post-, Telegraphen-
und TelepHonangestellte die Arbeit heute Montag wieder
aufnehmen  wollen.

Mülhausen , 26. April. Die Handelsbankangestellten
sind neu in den Ausstand getreten. Eine Anzahl Banken
mußten schließen. Die Schüler der Stadt und Umgebung
streiken ebenfalls. Sie haben die Schulhäuser mit Stachel¬
draht umzogen und erklären, dem Beispiel ihrer Eltern fol¬
gen zu wollen. In vielen kleineren Städten des Oberrheins
ruht ' die Arbeit vollständig. In Kolmar wird das Ende
des Ausstandes für Dienstag früh erwartet.

Die Forderungen der Bankbeamten.
Herlm, 26. April. Der Allg. Verband , der deutschen

Bankbeamten hat in zwei stark besuchten Bettiner Versamm¬
lungen gestern über die gescheiterten Verhandlungen über
den Reichstarif verhandelt und verlangte das Mitbestim¬
mungsrecht im gesamten Betrieb.

Verhafteter Kommunistenführer.
Frankfurt a. M ., 26. April.GDie Kriminalpolizei nahm

gestern den Führer der kommunistischen Arbeiterpartei Deutsch¬

lands Ernst König aus Düsseldorf in Schutzhaft. Wie sich
herausstellt, hat sich der Festgenommene den Rainen König
fälschlich beigelegt. In Wirklichkeit heißt er Minster und
ist mit den bekannten Kommunisten aus Duisburg -Hamborn
identisch.

Gegen die Erhöhung des Mehl - und Brotpretses.
Berlin , 26. April. Der Provinziallandtag von Ostpreu¬

ßen nahm eine von dem früheren Oberpräsidenten von Ba-
tvcki begründete deutschnationale Resolution gegen die beab¬
sichtigte Erhöhung des Mehl- und Ärotpreises an . Die De¬
mokraten stimmten für die Resolution,  die Sozialde¬
mokraten und Unabhängigen lehnten sie ab.

San Remo.
Paris , 26. April. „Echo de Paris " berichtet aus San

Remo : Ministerpräsident Millerand  habe als Zahluugs-
system der von Deutschland zugestandenen Entschädigung
allmählich steigende Ratenzahlungen für 30 Jahre empfohlen.

San Remo, 26. April. Die Konferenz hat im Prinzip
beschlossen, im nächsten Monat deutsche Delegierte nach
Belgien  zu einer Zusammenkunft mit Vertretern der
Alliierten einzuladen, um über die Anwendung der W i e-
dergutmachungsbestimmungen  zu beraten.

Für dt« « chrtstlettirngverantwortlichO. Rtchardt  R »»»l>
»rmk n. Verla« der » . W. Zatser'schen» uchdruSeret lKarl Kaiser) Nage!»

Amtliche Bekanntmachung.
An die (Stadt -)Schultheißenämter.

Nachdem auch die französische Regierung erklärt hat. daß
die in ihrer Hand befindlich gewesenen deutschen Kriegs¬
gefangenen bis auf eine demnächst noch zum Abtranspott
kommende Anzahl von Kranken sowie die dem Rückbehal¬
tungsrechte des 8 218 unterliegenden gerichtlich verurteilten
Kriegsgefangenen, an Deutschland zurückzugeben feien, han¬
delt es sich nunmehr darum , festzustellen, ob sich noch irgend¬
wo deutsche Kriegsgefangene in den ehemaligen feindlichen
Staaten befinden. 1902

Zu diesem Zwecke werden die Herren Ortsoorsteher
veranlaßt , in ihren Gemeindebezirken auf ortsübliche Weise
folgenden Aufruf bekanntmachen zu lassen:

„Kriegsgefangene, die nachweisbar in England . Frank¬
reich, Amerika, Belgien, Italien und Serbien in Kriegs¬
gefangenschaft waren und noch-nicht heimgekehrt sind, müssen
von ihren Angehörigen sofort dem Ottsvorsteher gemeldet
«erden mit folgenden Angaben : Namen , Vornamen , Truppen¬
teil, Dienstgrad, Tag und Ort der Gefangennahme, Ge-
sangenennummer, letzte Kriegsgefangenenadresse und Datum
der letzten Nachricht des noch nicht heimgekehrten Kriegs
gefangenen, Vorhandene Briefe, die aus der Gefangenschaft
herrühren , sind den Meldungen möglichst beizufügen. Es
dürfen nur solche Kriegsgefangene gemeldet werden, von
denen mindestens eine eigene Nachricht aus der Kriegsge¬
fangenschaft vorliegt, oder die durch eidesstattliche Erklärung
eines Kameraden als bestimmt in Kriegsgefangenschaft ge¬
raten . bestätigt werden können. In letzterem Falle ist die
Adresse dieses Zeugen mitzuteilen. Es wird ausdrücklich
darauf hingewiesen, daß die eiuzureichenden Meldungen sich
vorläufig nur auf die in oben genannten Ländern befind¬
lichen Kriegsgefangenen beziehen dürfen. Für die Kriegs¬
gefangenen in Rußland , Rumänien und Japan wird später
ein gleicher Aufruf erfolgen."

Die (Stadt -)Schultheißenämter haben, um zeitraubende
Rückfragen zu vermeiden, die eingegangenen Meldungen auf
ihre Vollständigkeit genauestens zu prüfen und bei ihrer Ab¬
fassung den Angehörigen gegebenenfalls an die Hand zu
gehen. Unvollständige Meldungen und Widersprüche sind
sofort durch mündliche Verhandlung anfzuklären bezw. zu
berichtigen. Das ganze Material ist an die Bezirksfürsorge-
stelle einzusenden.

Vordrucke für die zu machenden Angaben sind nicht vor¬
handen, es wird aber anheimgegeben, der Einheitlichkeit und
Üebersichtlichkeit halber solche herzustellen und den Ange¬
hörigen zur Verfügung zu stellen.

Nagold, den 24. April 1920. Oberamt : Münz.

LaMirlWstl. Bezirksoereill RWld.
Landwirtschaftslehrer Gilch , Leonberg, beabsichtigt im

im Laufe des Monats Mai im Traubensaal in Nagold einen
eintägigen Kurs

für ältere  Landwirte zu veranstalten . Er wird dabei über
Düngung, Sortenwahl. Bodenbearbeitung und andere wichtige
Fragen sprechen. 1903

Anmeldungen  zu diesem Kurs wollen bis spätestens
7. Mai ds. 3s . bei dem Vereinssekretär Hauptlehrer Boeh-
ringer , Ebhausen, oder bei mir gemacht werden.

Bei genügender Beteiligung wäre Herr Gilch bereit, auch
an andern Plätzen des Bezirks zu sprechen.

Ebhausen,  24 . April 1920.
Vorsitzender : Kleiner.

Frisch eingetroffen: 1893

Vruiiellsll2üße.k»g>i8vli!väerll 08 ell
kvIMü8kii. IlüsbM-, MligliM-

»llll llerreiMrüge vollM M. sn
nur so lange Vorrat.

Fr. Klaitz. Nagold.
Gier-Abgabe

am Dienstag , 27. ds . Mts.
von 2—4 Uhr für -V—U
von 4—6 Uhr für U—2

Aufden Kopf der Versorgungs -
berechtigten entfallen
s Gier zu 6S Pfg . per Stück.
Die Eier sind sofort nachzu¬
zählen, da später kein Ersatz
geleistet wird. 1908

Nagold, 26. 4. 1920.
Städt . Nahrungsmittelamt.

Sine schwarze 1901

Brieftasche
mit Inhalt

verloren.
Einzusenden gegen gute

Belohnung
Schw. Volksbühne
Stuttgart , Hölderlinstr. 50.

OberamtSstckdt Nagold.
An Stelle des verbotenen

Vieh- und Schweinemarktes
findet nächsten
Donnerstag,dev 29.d.M.
in Nagold ein allgemeiner

Pferde¬
markt

statt, wozu hiemit eingeladen wird.
Den 24. April 1920.

1898 Stadtfchnltheißeuamt: Maier.

Kolllikb Leek
kommt mit

Schuhwaren
ms de»Midi noch RWld.

Mostsubstamz
zur Bereitung eines guten, gesunden Haustrunks

1593 empfiehlt

»Lok8 . LL « U» i » v - KUlen , I^agM

1905

Für meinen Freigeldbetrieb kaufe ich

Skml»« M All
und bitte UNI Angebote mir Muster

8ermsll«8vd«Ier,üsrkrsllvi.8.
31  ft IVilketmslr . 4 s . kernsprsttrer 3304.

Anzeigen
MM' für den Markt
wolle«WM-ms-e-e-e«werde».

KeselMnnteHe Ü68 k68eH8eksfter.

s o k 8
einmal gebr. amerik.
Mehlsäcke, garantiert

lochfrei, per Stück ^ 16.—.
Is neue lutesücfte,

2'/, Ztr. fassend, per Stück
30.—, versendetu. Nachnahme
H. König , Esfingen b. Aalen.

38 m

Ein sehr guterhaltenes

gut im Ton , ist preiswert

abzugeben.
Offerten an den Gesell¬

schafter unter Nr . 1828.

Statt Karten!

!<3l ' ! IV>33g , Stackvikar
V6K >0bl6

Pfarrhaus Obsrjssingsn
Oä . 1-lsrrvndvrg

^pril 1920.

2usfsnftsussn
f-isrrsnbsrg

Rete BeM-Mwer-Imm- Mold.
Einladung.

Zwecks Gründung einer Einkaufsgenossenschaft, verbunden
mit unserer diesjährigen Generalversammlung werden sämt¬
liche Bäckermeisterdes Bezirks (auch Nichtinnungsmitglieder)
eingeladen auf Dienstag den 27. d. Mts . in das Gasthaus-
z. „Traube" in Nagold präzis 12'/- Uhr mittags.

Herr Verbandsrevisor Schumacher  von Stuttgart wird
die Gründung vornehmen und einen erklärenden Vortrag
dazu halten.

Nm vollzähliges und pünktliches Erscheinen bitter
1886  der Borstand.

» « 8

HVvbS - ZLL8vI » KSHVvbv

UILÄ UrKttpttprvr
in xroüvll Lleoxell rill diUixell kreiwvv

stet « xreikbar.

L.0 sm »e« sIlI

k'erllspreotier 7145 llnä 7140.

1899 Wildberg
Ein gut¬

erhaltenes MW

mit Gummi hat abzugeben
Jakob Mayer , Mechaniker.

Verkaufe gut erhaltenen

Photo-WM
(Kamera9X12 . Extra -Rapid-
Aplanat). 1907

Wer ? sagt die Geschäfts¬
stelle ds. BI.

Einen oder einige Wagen

Heu u.
Oehmd

sofort zu kaufen gesucht und
steht Angeboten mit Preis¬
angabe entg -geu. 1904

Wer ? sagt die Geschäfts¬
stelle ds. Bl.

Wei-MrMilt
bei G. zv. Zaiser. A»r»ltz.
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